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Satzung über die Förderung aktueller lokaljournalistischer Nachrichten und Informationssendungen 
und -angebote nach dem Staatsvertrag über private Medien in Berlin- Brandenburg (PMStV) 

(Satzung Projektförderung Lokaljournalismus) 

vom 10. Juni 2026  

Aufgrund von § 33 Absatz 2 Satz 1 Nr. 16 i. V. m. § 35 des Staatsvertrages über private Medien in Berlin 
und Brandenburg (PMStV) erlässt die Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb) folgende Satzung: 

§ 1
Förderzweck 

Ziel der Förderung ist die Sicherung lokaler Medienvielfalt in Berlin und Brandenburg. Insbesondere 
sollen Defiziten in der lokalen Informationsversorgung entgegengewirkt sowie Innovationen im Lokal-
journalismus angeregt werden. 

§ 2
Förderfähigkeit 

(1) Förderfähig sind aktuelle lokaljournalistische Nachrichten- und Informationssendungen oder 
-angebote (nachfolgend „Sendungen oder Angebote“). In den Sendungen oder Angeboten sollen über-
wiegend und regelmäßig aktuelle lokale Nachrichten und/oder lokale politische Informationen enthal-
ten sein. Daneben können die Sendungen oder Angebote informierende Inhalte zu aktuellen gesell-
schaftlichen, kulturellen, sozialen, wirtschaftlichen oder sportlichen Themen umfassen. Die Sendungen 
oder Angebote dürfen ohne die Förderung wirtschaftlich nicht umsetzbar sein (Förderbedürftigkeit). 
Eine Förderbedürftigkeit liegt nicht vor, wenn der Zuwendungsempfänger diese grob fahrlässig selbst 
herbeigeführt hat.

(2) Nicht förderfähig sind insbesondere

1. Sendungen oder Angebote mit überregionaler und/oder landesweiter Berichterstattung.

2. Sendungen oder Angebote mit überwiegend unterhaltendem Charakter.

3. Sendungen oder Angebote von juristischen Personen des öffentlichen Rechts mit Ausnahme von
Kirchen und Hochschulen, von deren gesetzlichen Vertreterinnen und Vertretern und leitenden
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie von politischen Parteien und Wählervereinigungen. Glei-
ches gilt für Angebote von Unternehmen, die im Verhältnis eines verbundenen Unternehmens im
Sinne des § 15 Aktiengesetz zu den in Satz 1 Genannten stehen. Die Sätze 1 und 2 gelten für aus-
ländische öffentliche oder staatliche Stellen entsprechend.
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4. Sendungen oder Angebote, die nicht den anerkannten journalistischen Grundsätzen und sonstigen 
Vorgaben von §§ 6, 19 Medienstaatsvertrag (MStV) entsprechen.  

5. Sendungen oder Angebote, bei denen es begründete Anhaltspunkte gibt, dass das Gebot der 
Staatsferne sowie der journalistischen Unabhängigkeit nicht gewahrt ist.  

6. Sendungen oder Angebote, die von öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten (teil-)finanziert wer-
den. 

(3) Alle geförderten Sendungen oder Angebote müssen inhaltlich auf einzelne Gemeinden, Bezirke 
oder Landkreise ausgerichtet sein. 

(4) Eine Förderung erfolgt unter Beachtung der beihilferechtlichen Vorgaben der Europäischen Kom-
mission.  

 

§ 3 
Fördermittel 

(1) Ein Anspruch auf Gewährung von Förderung besteht nicht. Die Förderhöhe richtet sich nach den 
der Medienanstalt zur Verfügung stehenden Mitteln. 

(2) Die Förderung erfolgt durch Mittel des Landes Berlin, des Landes Brandenburg oder aus Mitteln 
Dritter. Aus Mitteln des Landes Berlin können nur für das Land Berlin bestimmte Sendungen oder An-
gebote, aus Mitteln des Landes Brandenburgs nur für das Land Brandenburg bestimmte Sendungen 
oder Angebote gefördert werden. 

 

§ 4 
Ausrichtung der Förderung 

Nach Maßgabe der jeweiligen Ausschreibung kann sich die Förderung beziehen auf 

1. lokaljournalistische Inhalte, insbesondere die Konzeption und Produktion von Medienangeboten,  

2. Innovationsförderung, d. h. die Förderung journalistisch-redaktioneller, insbesondere crossmedia-
ler Innovationen und  

3. Anschubfinanzierungen für lokaljournalistische Neugründungen mit einem Projektzeitraum von bis 
zu 24 Monaten. 

 

§ 5 
Art und Umfang der Förderung 

(1) Die Förderung erfolgt grundsätzlich als nicht rückzahlbare Zuwendung in Form einer Fehlbedarfs-, 
Festbetrags- oder Anteilsfinanzierung. 
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(2) Zuwendungsfähige Ausgaben sind solche, die im Förderzeitraum unmittelbar und ausschließlich 
für die Herstellung der Sendung oder des Angebots entstehen, einschließlich der anfallenden Ausgaben 
für Personal und Sachmittel. Die Herstellung der Sendung oder des Angebots ist nach dem Grundsatz 
sparsamer Wirtschaftsführung zu kalkulieren. Die mabb behält sich vor, zur Vermeidung von Wettbe-
werbsverzerrungen die veranschlagten Stundensätze auf ein marktübliches Niveau zu kürzen. Es gilt 
zudem das Besserstellungsverbot des Landes Berlin. 

(3) Nicht zuwendungsfähig sind Ausgaben für technische Übertragung und Verbreitung. 

(4) Die Zuwendungsempfänger sollen an der Finanzierung der Sendung oder des Angebots angemes-
sen beteiligt werden. Die Höhe des angemessenen Eigenanteils bestimmt sich aus einer Gesamtschau 
aller förderungsbezogenen Tatsachen. Sendungen oder Angebote können auch bis zu 100 % gefördert 
werden. 

(5) Der Anteil der Sachmittel darf 15 % der zuwendungsfähigen Ausgaben nicht übersteigen. 

(6) Geförderte Sendungen oder Angebote können mittelbar wie unmittelbar der Werbevermarktung 
zugeführt oder zugangsbeschränkt (Paywall) angeboten werden. 

(7) Bei Antragsstellung für Sendungen oder Angebote, die auf eine bereits geförderte Sendung oder 
auf einem bereits geförderten Angebot aufbauen oder hieran anknüpfen (insbesondere weitere Staffeln 
oder Fortentwicklungen einer Sendung oder eines Angebots), ist ein angemessener Eigenanteil des An-
tragstellenden in Höhe von mindestens 20 Prozent erforderlich. Zudem muss eine positive Reichwei-
tenentwicklung im Vergleich zur tatsächlichen Reichweite der bereits geförderten Sendung oder des 
bereits geförderten Angebots zu erwarten sein. Dies ist gesondert glaubhaft zu machen.  

 

§ 6 
Antragstellung 

(1) Förderung wird nur auf Antrag im Rahmen eines Ausschreibungsverfahrens gewährt. Mit der Her-
stellung der Sendung oder des Angebots darf zum Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht begonnen 
worden sein. Auf Antrag kann die mabb in einen vorfristigen Maßnahmenbeginn einwilligen. Aus einer 
Zustimmung zum vorfristigen Maßnahmenbeginn erwächst kein Anspruch auf Förderung. Ein vorzeiti-
ger Maßnahmenbeginn erfolgt auf Risiko der Antragstellenden. 

(2) Der Antrag muss mindestens die folgenden Angaben enthalten: 

1. Name und Anschrift der antragsstellenden natürlichen oder juristischen Person; bei Antragsstel-
lung durch juristische Personen ist zusätzlich Name und Anschrift der vertretungsberechtigten Per-
son(en) zu nennen.  

2. Inhaltliche Beschreibung der zu fördernden Sendung oder des zu fördernden Angebots einschließ-
lich Angaben:  

‒ zum Anteil an lokalpolitischen Nachrichten und Informationen,  

‒ zum Umfang und zur Periodizität der Sendung oder des Angebots,  
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‒ zu den Verbreitungswegen und zu Art und Umfang der crossmedialen Ausrichtung des Ange-
bots,  

‒ zur technischen Reichweite sowie zur voraussichtlichen Nutzendenanzahl der Sendung oder 
des Angebots inklusive eines Reichweitenkonzepts, 

‒ zum Anteil lokaler Herstellung sowie zum eingesetzten Personal und dem Anteil an der Her-
stellung beteiligter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit journalistischer Ausbildung,  

‒ zur Barrierefreiheit. 

3. Angaben entsprechend den Vorgaben der mabb zur Finanzierung der Sendung oder des Angebots, 
detaillierter Kosten- und Finanzierungsplan, der den Eigenanteil darstellt, sowie die angesetzten 
Einnahmen aus Werbung, Sponsoring und/oder Zugangsbeschränkungen. Bei Werbeeinnahmen ist 
auch Werbung einzubeziehen, die unmittelbar vor und nach der Sendung oder dem Angebot ge-
schaltet wurde. 

4. Die beantragte Projektlaufzeit. 

5. Erklärung, dass mit der Herstellung der Sendung oder des Angebots noch nicht begonnen wurde. 

6. Erklärung, dass der Förderzweck ohne Gewährung von Fördermitteln nicht erreicht werden kann 
und eine vollständige Finanzierung aus Eigen- oder Drittmitteln nicht möglich ist. Dies ist auf An-
forderung der mabb in geeigneter Form nachzuweisen oder mindestens glaubhaft zu machen. 

7. Erklärung, ob allgemein oder für das Vorhaben eine Vorsteuerabzugsberechtigung gemäß § 15 des 
Umsatzsteuergesetzes besteht. 

(3) Im Antrag muss das Vorliegen der Bewilligungsvoraussetzungen nachgewiesen werden. Soweit der 
Nachweis zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht möglich ist, muss die Erfüllung der Bewilligungsvo-
raussetzungen glaubhaft gemacht werden. In diesem Fall ist der Nachweis bis zum Zeitpunkt der Ge-
währung der Förderung nachzureichen. 

 

§ 7 
Ausschreibungsverfahren 

(1) Fördermittel werden im Rahmen eines Ausschreibungsverfahrens vergeben. Die entsprechenden 
Ausschreibungen werden von der mabb auf der Website der mabb veröffentlicht. Die Ausschreibungen 
können sich insbesondere in Bezug auf die Förderausrichtung gemäß § 4 dieser Richtlinie und die Lauf-
zeiten unterscheiden. 

(2) Die Anträge müssen fristgerecht eingereicht werden. Die in der Ausschreibung angegebenen An-
tragsfristen sind in der Regel Ausschlussfristen. Nach Ablauf der Frist ist eine Teilnahme an der Aus-
schreibung nicht mehr möglich und die Gewährung der ausgeschriebenen Fördermittel ausgeschlossen. 

(3) Übersteigen die beantragten Fördersummen aller förderfähigen Anträge die zur Verfügung stehen-
den Mittel, trifft der Medienrat eine Auswahlentscheidung unter den förderfähigen Sendungen oder 
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Angeboten. 

(4) Bei seinen Entscheidungen über die Vergabe der Fördermittel und/oder bei einer Auswahlentschei-
dung legt der Medienrat die in § 35 Absatz 4 PMStV genannten Kriterien zu Grunde. 

 

§ 8 
Bewilligung 

(1) Die Zuwendung wird als Verwaltungsakt in Form eines Zuwendungsbescheides gewährt nach Maß-
gabe dieser Satzung und der jeweiligen Ausschreibung in entsprechender Anwendung der Landeshaus-
haltsordnung Berlin nebst zugehöriger Ausführungsvorschriften in Verbindung mit den Allgemeinen Ne-
benbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) in jeweils gültiger Fassung, so-
weit in dieser Satzung oder im Zuwendungsbescheid keine hiervon abweichenden Regelungen getroffen 
werden. Zuwendungsbescheide können mit weiteren Nebenbestimmungen versehen werden. 

(2) Ansprüche aus dem Zuwendungsbescheid sind nicht übertragbar und dürfen weder abgetreten 
noch verpfändet werden.  

 

§ 9 
Auszahlung 

(1) Die Auszahlung der Fördermittel setzt die Bestandskraft des Zuwendungsbescheides voraus. 

(2) Die Auszahlung fortlaufender Fördermittel erfolgt, sofern im Zuwendungsbescheid nicht anders 
bestimmt, jeweils auf Grundlage eines Mittelabrufs. Mittel dürfen nur insoweit und nicht eher angefor-
dert werden, als sie innerhalb von drei Monaten nach Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt werden.  
Mit jedem Mittelabruf sind Angaben zur geplanten Verwendung der Mittel sowie geeignete Nachweise 
über den Projektfortschritt (z. B. Links zu bereits entstandenen Angeboten, „Belegexemplare“) einzu-
reichen. Die mabb behält sich vor, den Zuwendungsempfänger mit dem Zuwendungsbescheid zu wei-
teren Angaben (etwa zur Verwendung der bisher bereits abgerufenen Mittel) anlässlich eines Mittel-
abrufes zu verpflichten. 

 

§ 10 
Verwendung der Förderung / Verwendungsnachweis 

(1) Die Fördermittel dürfen nur nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides und dieser Fördersatzung 
verwendet werden. 

(2) Die Zuwendungsempfänger haben der mabb die Verwendung der Fördermittel nachzuweisen, die 
hierfür erforderlichen Unterlagen nach Vorgaben der mabb zur Verfügung zu stellen und alle notwen-
digen Auskünfte zu erteilen. Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zah-
lenmäßigen Nachweis (z. B. Rechnungen und Buchungsbelege) und ist innerhalb von drei Monaten nach 
Ende des Bewilligungszeitraums vorzulegen. 
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§ 11 
Rücknahme, Widerruf 

Für Rücknahme oder Widerruf eines Zuwendungsbescheides gelten die §§ 48 bis 49a Verwaltungsver-
fahrensgesetz (VwVfG) sowie die Landeshaushaltsordnung Berlin nebst zugehöriger Ausführungsvor-
schriften in Verbindung mit den Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförde-
rung (ANBest-P) in jeweils gültiger Fassung. 

 

§ 12 
Außerkrafttreten, Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Juli 2026 in Kraft. Die Fördersatzung Lokaljournalismus vom 24. November 
2020 tritt mit Inkrafttreten dieser Satzung außer Kraft. 

 


